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   Programm 2006

Politik für den Bürger/die Bürgerin  – nur mit dem Bürger und der Bürgerin

Politik für die Menschen einer Stadt kann sich in der Kommunikations- und Wissensgesellschaft des 21. Jahrhunderts nicht mehr allein durch Wahlen in regelmäßigen Zeitabständen legitimieren. Die Mitwirkungsmöglichkeiten sind vielfältig: Bürgerbeteiligung findet in vielen Gremien statt, z.B. in Beiräten, Arbeitsgemeinschaften und Vereinen. 

Die Bürgerbeteiligung verfolgt mindestens fünf Ziele:
· Höhere Bürgerzufriedenheit mit den kommunalen Dienstleistungen
· Förderung des sozialen Ehrenamtes
· Stärkere Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an der politischen
Entscheidungsfindung
· Transparenz und gegebenenfalls Entlastung der kommunalen Haushalte durch aktive Mitarbeit der Bürgerinnen und Bürger
· Bessere Politikergebnisse durch bürgerschaftliches Mittragen von Entscheidungen
Kommunen stehen heute vor der Herausforderung, trotz langfristig stagnierender oder sinkender Einnahmen, Lösungen für vielfältige Aufgaben in einer sich schnell veränderten Gesellschaft zu finden. 

Eine moderne Stadt kann diese Herausforderungen nur erfolgreich lösen, wenn es gelingt, die unterschiedlichsten Beteiligten  aktiv einzubinden – auch und gerade zwischen den Wahlen. Die Zahl gut informierter BürgerInnen, die mitreden und gefragt werden wollen ist nach unserer Überzeugung nicht kleiner geworden, wie ein Schlagwort wie „Politikverdrossenheit“ glauben machen will – die Abwendung von den Parteien erscheint uns vielmehr als Resultat einer Politik, die Wahlen als Legitimation betrachtet, von dem Wähler/der Wählerin „ungestört“ zu bleiben. 

Bei der freiwilligen Bürgerbeteiligung ist eine Vielzahl von Formen zu erkennen und wird auch in Maintal gelebt.

Was wir erreicht haben:

· Anträge zur Erstellung von Zukunftswerkstätten zur Erstellung eines Leitbildes: „kinderfreundliches Maintal“ und zum Thema „Älter werden in Maintal“

· Aktive Mitarbeit und Begleitung der Arbeit um die Erstellung eines Stadtleitbildes

· Aktive Mitarbeit bei den verschiedensten Projekten

Bündnis 90/Die Grünen ist eine Partei, die aus einer aktiven BürgerInnenbewegung entstanden ist. „Diesen Wurzeln“ fühlen wir uns verpflichtet und wir sind von der Vision getragen, dass wir eine aktive Stadt anstreben, in der sich die Bürgerinnen und Bürger politisch einmischen.

Wir wollen ein bürgerschaftliches Engagement, das auf Grundhaltungen wie „Bürgersinn, Zivilcourage und Solidarität „ basiert und so ein soziales Miteinander in unserer Stadt fördert und weiterentwickelt. Dabei sind wir uns durchaus bewusst, dass dies nicht frei von Spannungen und Konflikten sein wird.

Wir brauchen einen solidarischen dauerhaften Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern, der in der Form geprägt sein sollte von einem wertschätzenden Miteinander und einer konstruktiven Dialog um die Sache.

Dies soll kein Bekenntnis zu politischer Beliebigkeit sein. Grundsätze grüner Politik wollen wir selbstverständlich nicht in frage stellen. Aber Bürgernähe und –beteiligung ist uns ein wichtiger politischer Grundsatz.



	Verkehr

Die Bevorzugung des Automobils hat die Verkehrspolitik der letzten Jahrzehnte bestimmt. Die Folgen davon sind heute unübersehbar. Autogerechte Städte, Verdrängung der Menschen aus dem Straßenraum, Verkehrslärm in den Wohnbereichen, Umweltzerstörung, Treibhauseffekt, Lärm, usw. Der große Rahmen der Verkehrspolitik wird zwar in Berlin festgesetzt (eine Umkehr der Autoförderungspolitik der alten CDU/FDP-Regierung geht leider nur langsam voran), die Kommunen können aber mit ihrer eigenen Verkehrspolitik daraufhin Einfluss nehmen, dass durch ihr Handeln vor Ort trotzdem eine menschengerechte und lebenswerte Stadt entsteht. Die Schaffung von Spielstraßen und Tempo-30-Zonen und maximal Tempo 40 auf den Grundnetzstraßen, ein attraktiver Öffentlicher Personen Nahverkehr (ÖPNV), FüßgängerInnen gerechte Wege und ein vernünftiges Radwegenetz sind neben einer guten Stadtentwicklungspolitik die wichtigsten Bausteine für eine menschengerechte Stadt. Ziel GRÜNER Verkehrspolitik ist es deshalb vor allem den Umweltverbund (Zu-Fuß-Gehen, Radfahren und ÖPNV) zu stärken. Langfristig sollte im gesamten Stadtgebiet einschließlich der Grundnetzstraßen Tempo 30 und rechts vor links eingerichtet werden.

Was wir erreicht haben:

· Nach Abschaffung des Ruf-Taxis die Einführung eines vergleichbaren Nachtbusverkehrs

· Ausweitung und Neustrukturierung des Wochenendverkehrs des Maintaler Stadtbusverkehrs zum Fahrplanwechsel 2006/07

· weitere Einrichtung von Tempo-30-Zonen

· Verbesserung der Verkehrssituation in der Bahnhofstraße in Dörnigheim und in Hochstadt

Was wir wollen:

FußgängerInnen

Im Rahmen des allgemeinen Zieles, Maintal zu einer fußgängerfreundlichen Stadt zu machen, ist die Beruhigung der Straßen ein verkehrspolitischer Schwerpunkt unserer Arbeit.

· Flächendeckende Umsetzung des Gehwegparkverbots

· Überwege, die den Vorrang der FußgängerInnen vor dem motorisierten Verkehr herstellen (Zebrastreifen)

· Fußgängerampeln an gefährlichen Punkten

· fußgängerInnengerechter Ausbau von Kreuzungen

· flächendeckend Tempo-30-Zonen / Einrichtung von "Verkehrsberuhigten Zonen" (Spielstraßen)

· besserer Schutz an Fußgängerampeln durch Geschwindigkeitsreduzierung auf den Grundnetzstraßen (Bsp. Berliner Straße)

· Verbesserung der Beleuchtung zur Erhöhung der subjektiven Sicherheit

· Abschaffung der Radgehwege

Radfahren

Nicht der Bau weiterer Radwege, sondern die Umwandlung der innerörtlichen Straßen in einen Zustand, dass Radfahren gefahrlos möglich wird, ist in diesem Zusammenhang unsere zentrale Forderung.

· flächendeckend Tempo-30-Zonen

· Abschaffung der Radgehwege (Fahrräder gehören, bis auf wenige Ausnahmen, auf 
die Straße)

· Schaffung von Radspuren

· Einrichtung wettergeschützter Abstellmöglichkeiten an zentral Orten

· Verbesserung der Radwegebeschilderung

· Ausbau der Bike&Ride-Anlagen an den Bahnhöfen

· Einrichtung von Radfahren gegen Einbahnstraßen

· überörtlich geteertes Grundnetz unter Einbeziehung der Regionalparkrouten

· weitere Umsetzung des Radwegeplans

Öffentlicher Personen Nah Verkehr

Ein wichtiger Bestandteil des Umweltverbunds ist der ÖPNV, der in Maintal von zwei Säulen getragen wird.

Die eine Säule des ÖPNV ist der Maintaler Stadtbusverkehr, der sich auch in den letzten Jahren sehr zum positiven entwickelt hat, aber immer noch  verbesserungsfähig ist. Hier haben wir (zusammen mit der FDP) ein Konzept zur Verbesserung des Wochenendverkehrs erarbeitet, dass durch die Anwendung des Nachtsterns nahezu eine Verdopplung der Angebotes am Wochenende bei geringeren Kosten bedeutet. Diese Konzept soll zum Fahrplanwechsel im Dezember 2006 umgesetzt werden.

Die zweite Säule des ÖPNV ist der Schienenverkehr. Hier wird seit mehreren Jahrzehnten der Bau der nordmainischen S-Bahn gefordert, ein Projekt das letztendlich immer an der fehlenden Wirtschaftlichkeit scheitert.

Als Alternative fordern wir daher den Bau einer Stadtbahn mit Niederflurbahnen von Frankfurt über Maintal nach Hanau. Diese hätte zum Vorteil, dass diese kostengünstig und schnell zu realisieren ist, perspektivisch auch die Ortslagen erschließen kann

· 15 Minuten-Takt im Berufsverkehr, sonst 30-Minuten-Takt (auch abends und am Wochenende) auf der RB 55

· ansprechendere Gestaltung der Bahnhöfe

· Wiedereröffnung des Fahrkartenverkaufsschalters in Maintal-Ost 

· Aufwertung der Bushaltestellen, barriere freier Umbau

· Erstellung eines Konzeptes zur Planung und dem Bau einer Stadtbahn von Frankfurt über Maintal nach Hanau

· Änderung der Tarifstruktur des RMV

· Jobticket für die Beschäftigten der Stadt Maintal

Was wir erreicht haben:

· Erhalt der Nachtbusverkehrs

· Ausbau des Wochenendverkehrs zum Fahrplanwechsel Dezember 2006

Autoverkehr

Die Stadt muss wieder den Menschen gehören. Dies wird zum einen durch Förderung des Umweltverbundes erreicht, gleichzeitig muss aber der Autoverkehr anwohnerverträglich gestaltet werden.

· flächendeckende Tempo-30-Zonen mit deutlichen Markierung und Straßengestaltung

· Reduzierung des Durchgangs-, Ziel- und Quellverkehrs

· Reduzierung der innerörtlichen Verkehrs durch Parkraumbewirtschaftung an zentralen Orten

· Förderung des Car-Sharing (Autoteilen) durch die Stadt

· keine Autobrücke als reinen Ersatz für den Bahnübergang an der Eichenheege, eine neue Querung ist aber im Zusammenhang mit der Überplanung des Bereichs nördlich und südlich der Bahn zwischen Eichenheege und Bahnhof denkbar

· Umgestaltung des südlichen Ortseingangs von Bischofsheim, Anlage eines Kreisels in Höhe der Zufahrt Gewerbegebiet West mit einer zusätzlichen Erschließung des Gewerbegebiets Bischofsheim-West.
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